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400 . Verfahrensordnung der Europäischen Kommission für Menschenrechte

400.

(Übersetzung)

VERFAHRENSORDNUNG
DER EUROPÄISCHEN
KOMMISSION FÜR MEN-

SCHENRECHTE
(Revidierte Fassung, von der
Kommission am 4. September
1990 angenommen; Tag des In-

krafttretens: 1. Oktober 1990)

DIE KOMMISSION -

IM HINBLICK auf die Kon-
vention zum Schutze der Men-
schenrechte und Grundfreihei-
ten *) und die Protokolle, **) im
folgenden als „Konvention" be-
zeichnet;

auf Grund des Artikels 36 der
Konvention —

erläßt folgende Verfahrensord-
nung:

TITEL I

ORGANISATION DER KOM-
MISSION

KAPITEL I

DIE KOMMISSION

Artikel 1

(1) Die Kommission tagt in
Plenarsitzung, in Kammern oder
in Ausschüssen, die nach Arti-
kel 20 Absätze 2 und 3 der Kon-
vention gebildet werden.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 210/1958.
**) Kundgemacht in BGBl. Nr. 434/1969, 329/1970, 330/1970, 84/1972, 138/1985, 628/1988 und 64/1990.
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(2) Soweit nichts anderes be-
stimmt ist, bedeuten die Aus-
drücke „Kommission" und „Prä-
sident" in dieser Verfahrensord-
nung in bezug auf Beschwerden,
die einer Kammer zugewiesen
werden, „Kammer" und „Kam-
merpräsident" und in bezug auf
Beschwerden, die einem Ausschuß
zugewiesen werden, „Ausschuß"
und „Ausschußpräsident".

KAPITEL II

MITGLIEDER DER KOMMIS-
SION

Artikel 2

(1) Die Amtszeit der am
18. Mai 1954 gewählten Mitglie-
der der Kommission wird von
diesem Tag an gerechnet. Ist ein
Staat nach dem 18. Mai 1954
Vertragspartei der Konvention
geworden, so wird die Amtszeit
eines auf Grund dieses Umstands
gewählten Mitglieds ebenfalls
vom Zeitpunkt seiner Wahl an
gerechnet.

(2) Wird jedoch ein Mitglied
nach Ablauf seiner Amtszeit wie-
dergewählt oder wird es an Stelle
eines Mitglieds gewählt, dessen
Amtszeit abgelaufen ist oder im
Begriff ist abzulaufen., so wird
seine Amtszeit vom Zeitpunkt des
jeweiligen Ablaufs an gerechnet.

Artikel 3

Die Mitglieder der Kommission
haben vor Aufnahme ihrer Tätig-
keit in der ersten Sitzung der
Kommission, an der sie nach ihrer
Wahl teilnehmen, folgende feier-
liche Erklärung abzugeben:

„Ich erkläre feierlich, daß ich
meine Pflichten und Befugnisse
ehrenhaft, getreulich, unparteiisch
und gewissenhaft ausüben und
das Verfahrensgeheimnis wahren
werde."

Artikel 4

(1) Die Mitglieder der Kom-
mission folgen im Rang dem
Präsidenten und den Vizepräsi-
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denten; untereinander bestimmt
sich ihr Rang nach dem Dienstal-
ter.

(2) Der Rang der Mitglieder
mit gleichem Dienstalter richtet
sich nach ihrem Lebensalter.

(3) Der Rang der wiederge-
wählten Mitglieder bestimmt sich
unter Berücksichtigung ihrer frü-
heren Amtszeit.

Artikel 5

Die Rücktrittserklärung eines
Mitglieds ist an den Präsidenten
zu richten, der sie an den
Generalsekretär des Europarats
weiterleitet.

KAPITEL III

VORSITZ DER KOMMISSION

Artikel 6

(1) Die Kommission wählt den
Präsidenten und einen ersten und
zweiten Vizepräsidenten späte-
stens auf ihrer zweiten Tagung
nach dem Beginn der Amtszeit
derjenigen Mitglieder, die bei
einer nach Artikel 22 Absatz 1.der
Konvention erfolgten teilweisen
Neubesetzung der Kommission
gewählt wurden.

(2) Scheidet der Präsident oder
ein Vizepräsident vor dem norma-
len Ablauf seiner Amtszeit als
Präsident oder Vizepräsident aus
der Kommission aus oder tritt er
vorzeitig von seinem Amt zurück,
so wählt die Kommission so bald
wie möglich für den Rest der
laufenden Amtszeit einen Nach-
folger.

(3) Die in diesem Artikel
vorgesehenen Wahlen finden in
geheimer Abstimmung statt; nur
die anwesenden Mitglieder neh-
men an der Wahl teil. Gewählt ist
das Mitglied, das die Stimmen der
absoluten Mehrheit der Mitglie-
der der Kommission erhält.

(4) Erreicht kein Mitglied diese
Mehrheit, so findet eine zweite
Abstimmung statt. Gewählt ist das
Mitglied, das die meisten Stimmen
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erhält. Bei Stimmengleichheit gilt
das nach Artikel 4 rangältere
Mitglied als gewählt.

Artikel 7

(1) Der Präsident leitet die
Arbeit der Kommission und führt
den Vorsitz in ihren Plenarsitzun-
gen.

(2) Der erste Vizepräsident
führt den Vorsitz in den Sitzun-
gen der ersten Kammer; der
zweite Vizepräsident führt den
Vorsitz in den Sitzungen der
zweiten Kammer.

(3) In den Ausschüssen führt
jeweils das nach Artikel 4 rangäl-
teste Mitglied den Vorsitz.

(4) Der Ausdruck „Präsident"
bezeichnet in dieser Verfahrens-
ordnung auch jedes Mitglied,
welches das Amt des Präsidenten
wahrnimmt.

Artikel 8

(1) Der erste oder der zweite
Vizepräsident vertritt den Präsi-
denten, wenn dieser verhindert
oder das Amt des Präsidenten
nicht besetzt ist.

(2) Der Präsident kann einzelne
seiner Aufgaben jedem der beiden
Vizepräsidenten übertragen.

Artikel 9

Sind der Präsident und die
Vizepräsidenten gleichzeitig ver-
hindert oder sind ihre Ämter
gleichzeitig nicht besetzt, so wer-
den die Amtsgeschäfte des Präsi-
denten von einem anderen Mit-
glied entsprechend der in Arti-
kel 4 festgelegten Rangordnung
wahrgenommen.

Artikel 10

Die Mitglieder der Kommission
können nicht den Vorsitz in einer
Rechtssache führen, in der die
Hohe Vertragspartei, deren
Staatsangehörige sie sind oder für
die sie gewählt wurden, Partei ist.
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Artikel 11

Hält es der Präsident der
Kommission oder der Präsident
einer Kammer aus einem beson-
deren Grund für angebracht, den
Vorsitz in einer bestimmten
Rechtssache nicht zu führen, so
wird er nach Maßgabe des Arti-
kels 8 Absatz 1 und des Artikels 9
ersetzt.

KAPITEL IV

SEKRETARIAT DER KOM-
MISSION

Artikel 12

(1) Das Sekretariat der Kom-
mission besteht aus dem Sekretär,
dem Stellvertretenden Sekretär
und anderen nach Artikel 37 der
Konvention ernannten Sekretari-
atsahgehörigen.

(2) Der Sekretär und der
Stellvertretende Sekretär der
Kommission werden vom Gene-
ralsekretär des Europarats auf
Vorschlag der Kommission er-
nannt.

(3) Mit Ausnahme des Sekre-
tärs und des Stellvertretenden
Sekretärs werden die Angehöri-
gen des Sekretariats vom General-
sekretär mit Zustimmung des
Präsidenten oder des auf Weisung
des Präsidenten handelnden Se-
kretärs ernannt.

Artikel 13

(1) Der Sekretär der Kommis-
sion ist unter der allgemeinen
Leitung des Präsidenten für die
Tätigkeit des Sekretariats verant-
wortlich und hat insbesondere

a) die Kommission und ihre
Mitglieder bei der Erfüllung
ihrer Aufgaben zu unterstüt-
zen;

b) den gesamten die Kommis-
sion betreffenden Schrift-
wechsel weiterzuleiten;

c) das Archiv der Kommission
zu verwalten.

(2) Der Sekretär ist verantwort-
lich für die Veröffentlichung

a) der Entscheidungen der
Kommission,
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b) der Protokolle der Tagun-
gen der Kommission,

c) jedes anderen Schriftstücks,

soweit der Präsident ihre Veröf-
fentlichung in den Amtssprachen
oder in einer anderen Sprache für
zweckmäßig hält.

Artikel 14

Das Sekretariat führt ein be-
sonderes Register, in welches das
Datum der Eintragung jeder Be-
schwerde und das Datum der
Beendigung des betreffenden
Verfahrens vor der Kommission
eingetragen werden.

TITEL II

ARBEITSWEISE DER KOM-
MISSION

KAPITEL I

ALLGEMEINE BESTIMMUN-
GEN

Artikel 15

(1) Die Kommission hat ihren
Sitz in Straßburg.

(2) Die Kommission kann in
jedem Stadium der Prüfung einer
Beschwerde entscheiden, daß es
erforderlich ist, eine Untersu-
chung oder eine ihrer anderen
Aufgaben selbst oder durch eines
oder mehrere ihrer Mitglieder
anderswo durchzuführen.

Artikel 16

(1) Die Kommission tagt min-
destens sechzehn Wochen im
Jahr.

(2) Die Kommission legt späte-
stens auf der letzten Tagung jedes
Jahres ihre Tagungen für das
folgende Jahr fest. Außerdem tritt
sie erforderlichenfalls auf Anord-
nung des Präsidenten zusammen.
Sie tritt ferner zusammen, wenn
mindestens ein Drittel der Mit-
glieder dies verlangt.

(3) Mitglieder, die durch
Krankheit oder andere wichtige
Gründe verhindert sind, an der
gesamten oder an einem Teil einer
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Tagung der Kommission teilzu-
nehmen oder eine andere Aufgabe
zu erfüllen, haben so bald wie
möglich den Sekretär davon in
Kenntnis zu setzen; dieser unter-
richtet den Präsidenten.

Artikel 17

(1) Alle Beratungen der Kom-
mission sind und bleiben vertrau-
lich. Nur der Sekretär der Kom-
mission, die Mitglieder ihres Se-
kretariats, die Dolmetscher und
die technischen und Sekretariats-
hilfskräfte der Kommission dür-
fen bei ihren Sitzungen anwesend
sein, falls die Kommission nicht
anders entscheidet.

(2) Der Inhalt aller Akten,
einschließlich sämtlicher schriftli-
chen Stellungnahmen der Par-
teien und der Niederschriften
ihrer mündlichen Äußerungen, ist
vertraulich. Die Entscheidungen
der Kommission über die Zuläs-
sigkeit einer Beschwerde sind
jedoch der Öffentlichkeit mit der
Maßgabe zugänglich, daß der
Name und jedes andere Merkmal,
an dem der Beschwerdeführer
erkannt werden könnte, zu lö-
schen sind, falls die Kommission
nicht anders entscheidet.

(3) Der Sekretär kann in jedem
Stadium der Prüfung einer Be-
schwerde, soweit es mit den
berechtigten Interessen der Par-
teien vereinbar ist und vorbehalt-
lich besonderer Anweisungen der
Kommission, Informationen an
die Presse geben.

Artikel 18

(1) Nach jeder Beratung und
vor jeder Abstimmung über eine
von der Kommission zu entschei-
dende Frage kann der Präsident
die Mitglieder auffordern, in
umgekehrter Reihenfolge der in
Artikel 4 festgelegten Rangord-
nung ihre Auffassung darzulegen.
Die Abstimmung kann in gleicher
Weise vorgenommen werden.

(2) Bei Stimmengleichheit fin-
det in der in Absatz 1 vorgesehe-
nen Reihenfolge eine namentliche
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Abstimmung statt, bei der die
Stimme des Präsidenten den Aus-
schlag gibt.

(3) Bei Entscheidungen über
die Zulässigkeit einer Beschwerde
oder bei der Stellungnahme zu der
Frage, ob die Konvention verletzt
wurde, darf sich kein Mitglied der
Stimme enthalten.

Artikel 19

(1) Das Beratungsprotokoll be-
schränkt sich auf die Erwähnung
des Beratungsgegenstands, der
vorgenommenen Abstimmungen,
der Namen der Mitglieder, die für
und gegen einen Vorschlag ge-
stimmt haben, sowie der Erklä-
rungen, die ausdrücklich zum
Zweck der Aufnahme in das
Protokoll abgegeben worden
sind.

(2) Das Verhandlungsprotokoll
enthält die Namen der anwesen-
den Mitglieder und der vor der
Kommission erschienenen Perso-
nen; das Protokoll gibt eine
zusammenfassende Darstellung
des Ablaufs der Verhandlung und
jeder Entscheidung.

(3) Die Protokolle der Tagun-
gen der Kommission werden
jedem Mitglied im Entwurf über-
sandt. Sie gelten als angenommen,
wenn innerhalb der angegebenen
Frist keine Stellungnahmen abge-
geben worden sind. Etwaige Stel-
lungnahmen werden auf der
nächsten Tagung erörtert.

Artikel 20

(1) Ein Mitglied der Kommis-
sion kann an der Prüfung einer
Beschwerde nicht teilnehmen,
wenn es

a) ein persönliches Interesse an
der Sache hat;

b) an einer Entscheidung, die
sich auf den Sachverhalt der
Beschwerde bezieht, als Be-
rater einer der Parteien oder
als Mitglied eines Gerichts
oder eines Untersuchungs-
organs teilgenommen hat.
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(2) Ist ein Mitglied der Kom-
mission oder der Präsident der
Auffassung, daß das Mitglied an
der Prüfung einer Beschwerde
nicht teilnehmen sollte, weil
Zweifel bestehen, ob Absatz 1
anwendbar ist, oder weil andere
Umstände vorliegen, die seine
Unparteilichkeit beeinträchtigt
erscheinen lassen können, so
entscheidet die Kommission.

Artikel 21

Ist ein Mitglied aus einem nicht
in Artikel 20 vorgesehenen beson-
deren Grund der Auffassung, daß
es an der Prüfung einer Be-
schwerde nicht oder nicht mehr
teilnehmen sollte, so unterrichtet
es den Präsidenten.

Artikel 22

Ein Mitglied, das auf Grund
der Artikel 20 oder 21 an der
Prüfung einer Beschwerde nicht
teilnimmt, wird bei der Feststel-
lung der Beschlußfähigkeit für
diese Prüfung nicht gezählt.

KAPITEL II

PLENUM DER KOMMISSION

Artikel 23

(1) Die Kommission ist be-
schlußfähig, wenn die Mehrheit
ihrer Mitglieder anwesend ist.

(2) Die Kommission ist jedoch
bei Anwesenheit von sieben Mit-
gliedern beschlußfähig, wenn sie
die Zulässigkeit einer Beschwerde
nach Artikel 25 der Konvention
prüft und

a) entscheidet, nach Artikel 48
Absatz 2 zu verfahren, oder

b) die Beschwerde für unzuläs-
sig erklärt oder entscheidet,
sie in ihrem Register zu
streichen, vorausgesetzt,
daß die betroffene Hohe
Vertragspartei nicht nach
Artikel 48 Absatz 2 lit. b von
der Beschwerde in Kenntnis
gesetzt worden war.

236
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(3) Die Kommission ist ferner
bei Anwesenheit von sieben Mit-
gliedern beschlußfähig, wenn sie
nach dem Zusatz zur vorliegen-
den Verfahrensordnung (Verfah-
renshilfe) tätig wird.

KAPITEL III

KAMMERN

Artikel 24

(1) Es werden zwei Kammern
nach Artikel 20 Absatz 2 der
Konvention gebildet.

(2) Die Zusammensetzung der
Kammern ergibt sich, indem die
Mitglieder der Kommission mit
Ausnahme des Präsidenten nach
der in Artikel 4 vorgesehenen
Rangordnung abwechselnd der
ersten und der zweiten Kammer
zugeteilt werden.

(3) Die Kammern werden so
bald wie möglich nach der Wahl
des Präsidenten und der Vizeprä-
sidenten gebildet, die nach Maß-
gabe des Artikels 6 erfolgt.

(4) Die Kommission kann für
die Bildung der Kammern die ihr
zweckmäßig erscheinenden be-
sonderen Maßnahmen treffen.

Artikel 25

(1) Wenn ein Mitglied der
Kommission, das für die Hohe
Vertragspartei gewählt wurde,
gegen die sich eine Beschwerde
richtet, nicht der Kammer ange-
hört, der diese Beschwerde zuge-
wiesen worden ist, jedoch von
seinem Recht nach Artikel 20
Absatz 2 letzter Satz der Konven-
tion, dieser Kammer anzugehö-
ren, Gebrauch machen will, so
teilt es dies dem Präsidenten der
Kammer mit.

(2) Scheidet ein Mitglied einer
Kammer vor Ablauf des Zeit-
raums, für den die Kammer
gebildet wurde, aus der Kommis-
sion aus, so folgt ihm sein
Nachfolger in der Kommission
auch als Mitglied der Kammer
nach.
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Artikel 26

(1) Eine Kammer ist beschluß-
fähig, wenn sieben Mitglieder
anwesend sind.

(2) Die Kammern treten in der
Regel während der Tagungen der
Kommission zusammen.

(3) Erfordern es die Umstände,
so kann eine Kammer oder, wenn
sie nicht tagt, ihr Präsident
beschließen, daß die Kammer
außerhalb einer Tagung der
Kommission zusammentritt.

KAPITEL IV

AUSSCHÜSSE

Artikel 27

(1) Es werden Ausschüsse nach
Artikel 20 Absatz 3 der Konven-
tion eingesetzt.

(2) Die Ausschüsse werden
einmal jährlich eingesetzt. Ihre
Mitglieder werden durch das Los
bestimmt.

Artikel 28

(1) Jeder Ausschuß besteht aus
drei Mitgliedern. Der Präsident
der Kommission gehört keinem
Ausschuß an.

(2) Die Mitglieder der Kom-
mission, die einem Ausschuß
angehören sollen, werden nach
der in Artikel 4 vorgesehenen
Rangordnung auf drei Listen
verteilt. Die Ausschüsse werden
gebildet, indem nach dieser Rang-
ordnung aus jeder Liste jeweils ein
Mitglied bestellt wird.

(3) Die Mitglieder der Kom-
mission, die nicht durch das Los
bestimmt wurden, werden als
Stellvertreter der Ausschußmit-
glieder tätig.

(4) Die Stellvertreter ersetzen
die verhinderten Mitglieder. Steht
ein Stellvertreter nicht zur Verfü-
gung, so wird das verhinderte
Mitglied durch ein anderes, auf
derselben Liste stehendes Mit-
glied ersetzt.
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Artikel 29

Die Ausschüsse treten während
der Tagungen der Kommission
zusammen.

TITEL III

VERFAHREN

KAPITEL I

ALLGEMEINE BESTIMMUN-
GEN

Artikel 30

(1) Die Amtssprachen der
Kommission sind Englisch und
Französisch.

(2) Der Präsident kann einem
Mitglied gestatten, sich einer
anderen Sprache zu bedienen.

(3) Der Präsident kann einer
Partei oder einer Person, die diese
Partei vertritt, gestatten, sich bei
der mündlichen Verhandlung
oder in Schriftstücken einer ande-
ren als der englischen oder
französischen Sprache zu bedie-
nen. Jedes derartige Schriftstück
ist in einer Urschrift und minde-
stens zwei Abschriften vorzule-
gen.

(4) Der Sekretär ist befugt, sich
im Schriftverkehr mit dem Be-
schwerdeführer einer anderen als
der englischen oder französischen
Sprache zu bedienen.

Artikel 31

Die Hohen Vertragsparteien
werden vor der Kommission
durch ihre Verfahrensbevoll-
mächtigten vertreten; diese kön-
nen zu ihrer Unterstützung Bera-
ter zuziehen.

Artikel 32

(1) Natürliche Personen,
nichtstaatliche Organisationen
und Personenvereinigungen kön-
nen eine nach Artikel 25 der
Konvention eingereichte Be-
schwerde vor der Kommission
entweder selbst vertreten oder
einen nach dem folgenden Ab-
satz 2 bestellten Vertreter damit
beauftragen.
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(2) Ein solcher Beschwerdefüh-
rer kann einen Juristen oder eine
andere Person mit ständigem
Aufenthalt in einem Vertragsstaat
der Konvention zu seinem Vertre-
ter vor der Kommission bestellen;
diese kann jedoch jederzeit anders
entscheiden.

(3) Ein Beschwerdeführer oder
sein Vertreter erscheint persönlich
vor der Kommission,

a) um die Beschwerde in einer
von der Kommission anbe-
raumten mündlichen Ver-
handlung zu vertreten, oder

b) zu jedem anderen Zweck,
falls die Kommission ihn
dazu auffordert.

(4) In den anderen Bestimmun-
gen dieser Verfahrensordnung
bezeichnet der Ausdruck „Be-
schwerdeführer" gegebenenfalls
auch seinen Vertreter.

Artikel 33

Die Kommission behandelt die
bei ihr anhängigen Beschwerden
in der Reihenfolge, in der sie für
die Prüfung reif werden. Sie kann
jedoch beschließen, eine be-
stimmte Beschwerde mit Vorrang
zu behandeln.

Artikel 34

(1) Die Kommission kann von
Amts wegen oder auf Antrag einer
Partei jede Maßnahme treffen, die
sie zum Zweck der sachgemäßen
Erfüllung der ihr nach der Kon-
vention obliegenden Aufgaben für
angebracht oder erforderlich hält.

(2) Die Kommission kann eines
oder mehrere ihrer Mitglieder
beauftragen, im Namen der Kom-
mission derartige Maßnahmen
durchzuführen, insbesondere
Zeugen oder Sachverständige zu
vernehmen, Urkunden zu prüfen
oder einen Augenschein vorzu-
nehmen. Diese Mitglieder erstat-
ten der Kommission Bericht.

(3) Wenn die Kommission nicht
tagt, kann der Präsident oder im
Fall seiner Verhinderung einer der
Vizepräsidenten im Namen der
Kommission jede dringlich erfor-
derliche Maßnahme treffen. So-
bald die Kommission wieder tagt,
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berichtet ihr der Präsident oder
der in Betracht kommende Vize-
präsident über die von ihm auf
Grund dieses Absatzes getroffe-
nen Maßnahmen.

Artikel 35

Hält es die Kommission für
erforderlich, so kann sie die
Verbindung mehrerer Beschwer-
den anordnen.

Artikel 36

Die Kommission oder, wenn sie
nicht tagt, der Präsident kann den
Parteien jede vorläufige Maß-
nahme nahelegen, die im Interesse
der Parteien oder der sachgemä-
ßen Durchführung des Verfah-
rens wünschenswert erscheint.

KAPITEL II

MÜNDLICHE VERHAND-
LUNGEN

Artikel 37

(1) Die Verhandlungen vor der
Kommission sind nicht öffentlich.
Falls die Kommission nicht anders
entscheidet, werden nur folgende
Personen zugelassen:

a) die in den Artikeln 31 und
32 bezeichneten Personen;

b) der Beschwerdeführer,
wenn er eine natürliche
Person ist;

c) jede andere Person, deren
Vernehmung als Zeuge oder
Sachverständiger die Kom-
mission angeordnet hat,
während der Dauer der
Vernehmung;

d) die in Artikel 17 Absatz 1
bezeichneten Personen.

(2) Ist der Beschwerdeführer
eine nichtstaatliche Organisation
oder eine Personenvereinigung,
so vergewissert sich die Kommis-
sion, daß die Erschienenen be-
rechtigt sind, diese zu vertreten.

(3) Im Interesse des ordnungs-
mäßigen Ablaufs einer Verhand-
lung kann die Kommission die
Anzahl der zum Erscheinen be-
rechtigten Vertreter oder Berater
der Parteien begrenzen.
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(4) Die Parteien teilen der
Kommission spätestens zehn Tage
vor Eröffnung der Verhandlung
Namen und Stellung der Perso-
nen mit, die in ihrem Namen bei
der Verhandlung erscheinen wer-
den.

(5) Dieser Artikel gilt sinnge-
mäß für Verhandlungen vor Be-
auftragten der Kommission.

Artikel 38

(1) Der Sekretär lädt den
Individualbeschwerdeführer, je-
den Sachverständigen oder jede
andere Person, deren Verneh-
mung als Zeuge die Kommission
angeordnet hat. Die Ladung ent-
hält insbesondere

a) die Parteien des Beschwer-
deverfahrens;

b) die Tatsachen oder Fragen,
zu denen die betreffende
Person gehört werden soll;

c) die nach Artikel 42 Absatz 1
oder 2 getroffenen Anord-
nungen für die Erstattung
der Auslagen, die der betref-
fenden Person entstehen.

(2) Jeder Person, deren Anhö-
rung die Kommission angeordnet
hat, kann, falls sie die englische
und die französische Sprache
nicht genügend beherrscht, vom
Präsidenten gestattet werden, sich
jeder anderen Sprache zu bedie-
nen.

Artikel 39

(1) Nach Feststellung der Iden-
tität der Zeugen und Sachverstän-
digen fordert der Präsident oder
der in Artikel 34 Absatz 2 be-
zeichnete Hauptbeauftragte sie
auf, folgenden Eid zu leisten:

a) die Zeugen: „Ich schwöre,
daß ich die Wahrheit, die
ganze Wahrheit und nichts
als die Wahrheit sagen
werde.";

b) die Sachverständigen: „Ich
schwöre, daß meine Darle-
gungen meiner aufrichtigen
Überzeugung entsprechen
werden."
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(2) Die Zeugen und Sachver-
ständigen können an Stelle des in
Absatz 1 vorgesehenen Eides fol-
gende Erklärung abgeben:

a) die Zeugen: „Ich erkläre
feierlich auf Ehre und Ge-
wissen, daß ich die Wahr-
heit, die ganze Wahrheit
und nichts als die Wahrheit
sagen werde.";

b) die Sachverständigen: „Ich
erkläre feierlich auf Ehre
und Gewissen, daß meine
Darlegungen meiner auf-
richtigen Überzeugung ent-
sprechen werden."

Artikel 40

(1) Der Präsident oder der
Hauptbeauftragte leitet die Ver-
handlung und vernimmt jede zu
hörende Person. Jedes Mitglied
kann mit Einverständnis des Prä-
sidenten oder des Hauptbeauf-
tragten Fragen an die Parteien
oder die zu hörenden Personen
richten.

(2) Die Parteien können mit
Erlaubnis des Präsidenten oder
des Hauptbeauftragten ebenfalls
Fragen an jede zu hörende Person
richten.

Artikel 41

(1) Der Sekretär ist für die
Anfertigung wörtlicher Proto-
kolle der Verhandlungen vor der
Kommission verantwortlich.

(2) Die Parteien oder gegebe-
nenfalls ihre Vertreter erhalten
den Entwurf einer wörtlichen
Niederschrift ihrer Ausführun-
gen, um dem Sekretär innerhalb
einer vom Präsidenten festgesetz-
ten Frist Berichtigungen vorschla-
gen zu können. Nachdem gegebe-
nenfalls die notwendigen Berich-
tigungen vorgenommen worden
sind, ist die Niederschrift für ihren
Inhalt beweiskräftig.

Artikel 42

(1) Die Auslagen jeder Person,
die auf Antrag einer Partei von
der Kommission als Zeuge gehört
wird, fallen je nach Entscheidung
der Kommission dieser Partei
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oder dem Europarat zur Last.
Werden sie dem Europarat aufer-
legt, so wird die Höhe vom
Präsidenten der Kommission fest-
gesetzt.

(2) Die Auslagen jeder Person,
welche die Kommission von Amts
wegen hört, werden vom Präsi-
denten festgesetzt und vom Euro-
parat getragen.

(3) Beschließt die Kommission,
ein schriftliches Sachverständi-
gengutachten einzuholen, so wer-
den die Kosten, deren Höhe mit
Zustimmung des Präsidenten fest-
gesetzt wird, vom Europarat
getragen.

(4) Ordnet die Kommission die
Vorlage eines Schriftstücks an, so
fallen die Kosten je nach Ent-
scheidung der Kommission der
Partei, die es vorlegt, oder dem
Europarat zur Last. Werden sie
dem Europarat auferlegt, so wird
die Höhe mit Zustimmung des
Präsidenten der Kommission fest-
gesetzt.

KAPITEL III

EINLEITUNG DES VERFAH-
RENS

Artikel 43

(1) Jede Beschwerde nach Arti-
kel 24 oder 25 der Konvention ist
schriftlich zu erheben und vom
Beschwerdeführer oder seinem
Vertreter zu unterzeichnen.

(2) Wird die Beschwerde von
einer nichtstaatlichen Organisa-
tion oder von einer Personenver-
einigung erhoben, so ist sie von
den zur Vertretung dieser Orga-
nisation oder Vereinigung be-
rechtigten Personen zu unter-
zeichnen. Die Kommission ent-
scheidet über jede Frage, die sich
auf die Ermächtigung der Unter-
zeichner bezieht.

(3) Wird ein Beschwerdeführer
nach Maßgabe des Artikels 32
vertreten, so hat sein Vertreter
eine schriftliche Vollmacht vorzu-
legen.
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Artikel 44

(1) Eine Beschwerde nach Arti-
kel 25 der Konvention ist unter
Verwendung des vom Sekretariat
zur Verfügung gestellten Formu-
lars einzureichen, wenn der Präsi-
dent nicht anders entscheidet. Sie
muß enthalten

a) den Namen, das Alter, den
Beruf und die Adresse des
Beschwerdeführers;

b) gegebenenfalls den Namen,
den Beruf und die Adresse
seines Vertreters;

c) die Bezeichnung der Hohen
Vertragspartei, gegen wel-
che die Beschwerde gerich-
tet ist;

d) den Gegenstand der Be-
schwerde und die Bestim-
mung der Konvention, de-
ren Verletzung behauptet
wird;

e) eine Sachverhaltsdarstellung
und rechtliche Begründung;

f) die Angabe der wesentlichen
Schriftstücke, insbesondere
von gerichtlichen oder an-
deren Entscheidungen, die
sich auf den Gegenstand der
Beschwerde beziehen.

(2) Jeder Beschwerdeführer hat
ferner

a) Unterlagen dafür beizubrin-
gen, daß die in Artikel 26
der Konvention vorgesehe-
nen Zulässigkeitsvorausset-
zungen erfüllt sind;

b) mitzuteilen, ob er seinen Fall
einer anderen internationa-
len Untersuchungs- oder
Beschwerdeinstanz vorge-
legt hat;

c) die Amtssprache anzugeben,
in der er die Entscheidungen
der Kommission erhalten
möchte;

d) mitzuteilen, ob er Einwände
gegen die Offenlegung sei-
ner Identität hat;

e) sich zur Wahrung der Ver-
traulichkeit des Verfahrens
vor der Kommission zu
verpflichten.

(3) Die Nichteinhaltung der
Verpflichtungen nach den Absät-
zen 1 und 2 kann dazu führen,
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daß die Beschwerde von der
Kommission nicht eingetragen
und geprüft wird.

(4) Als Datum der Erhebung
der Beschwerde ist in der Regel
das Datum der ersten Mitteilung
des Beschwerdeführers anzuse-
hen, in welcher der Gegenstand
der Beschwerde — sei es auch nur
zusammenfassend — dargelegt
ist. Die Kommission kann jedoch,
wenn sie es für gerechtfertigt hält,
entscheiden, ein anderes Datum
gelten zu lassen.

(5) Der Beschwerdeführer hat
die Kommission von jeder Ände-
rung seiner Anschrift und jedem
für die Prüfung seiner Be-
schwerde erheblichen Umstand
zu unterrichten.

KAPITEL IV

PRÜFUNG DER ZULÄSSIG-
KEIT

Artikel 45

(1) Wird die Kommission nach
Artikel 24 der Konvention von
einer Hohen Vertragspartei mit
einer Beschwerde befaßt, so gibt
der Präsident der Kommission der
Hohen Vertragspartei, gegen die
sich die Beschwerde richtet, von
der Beschwerde Kenntnis und
fordert sie auf, der Kommission
ihre schriftliche Stellungnahme
zur Zulässigkeit der Beschwerde
vorzulegen. Die Stellungnahme
wird der beschwerdeführenden
Hohen Vertragspartei mitgeteilt;
diese kann darauf schriftlich erwi-
dern.

(2) Die Kommission beauftragt
eines oder mehrere ihrer Mitglie-
der mit der Vorlage eines Berichts
über die Zulässigkeit. Auf diesen
Bericht ist Artikel 47 Absatz 3
entsprechend anzuwenden.

(3) Vor einer Entscheidung
über die Zulässigkeit der Be-
schwerde kann die Kommission
die Parteien auffordern, schrift-
lich oder in einer mündlichen
Verhandlung weitere Stellung-
nahmen abzugeben.
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Artikel 46

In einem Dringlichkeitsfall
kann der Sekretär der Kommis-
sion vorbehaltlich anderer Ver-
fahrensmaßnahmen die betrof-
fene Hohe Vertragspartei durch
jedes zur Verfügung stehende
Mittel von der Erhebung der
Beschwerde unterrichten und ihr
zusammenfassende Angaben über
den Gegenstand der Beschwerde
machen.

Artikel 47

(1) Jede nach Artikel 25 der
Konvention erhobene Be-
schwerde wird einem Mitglied der
Kommission zugewiesen; dieses
prüft die Beschwerde als Bericht-
erstatter und legt der Kommission
einen Bericht über die Zulässig-
keit und einen Vorschlag zum
weiteren Verfahren vor.

(2) Bei seiner Prüfung der
Beschwerde

a) kann der Berichterstatter
den Beschwerdeführer oder
die betroffene Hohe Ver-
tragspartei um sachdienliche
Auskünfte über Fragen ersu-
chen, die sich auf den
Gegenstand der Beschwerde
beziehen;

b) teilt der Berichterstatter jede
auf diese Weise von der
betroffenen Hohen Ver-
tragspartei erhaltene Aus-
kunft dem Beschwerdefüh-
rer zur Stellungnahme mit;

c) entscheidet der Berichter-
statter, ob die Beschwerde
einem Ausschuß zugewiesen
wird;

d) kann der Berichterstatter
vorschlagen, die Be-
schwerde einer Kammer zu-
zuweisen.

(3) Der Bericht des Berichter-
statters über die Zulässigkeit der
Beschwerde enthält

a) eine Darstellung der we-
sentlichen Tatsachen, gege-
benenfalls einschließlich der
nach Absatz 2 eingeholten
Auskünfte und Stellungnah-
men;
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b) gegebenenfalls die Fragen,
die sich hinsichtlich der
Beschwerde aus der Kon-
vention ergeben;

c) einen Vorschlag in bezug
auf die Zulässigkeit und
gegebenenfalls auf jede an-
dere zu treffende Maß-
nahme.

Artikel 48

(1) Die Kommission erörtert
den Bericht des Berichterstatters
und kann die Beschwerde ohne
weiteres für unzulässig erklären
oder in ihrem Register streichen.

(2) Andernfalls kann die Kom-
mission

a) den Beschwerdeführer oder
die betroffene Hohe Ver-
tragspartei um sachdienliche
Auskünfte über Fragen ersu-
chen, die sich auf den
Gegenstand der Beschwerde
beziehen. Jede auf diese
Weise von der Hohen Ver-
tragspartei eingeholte Aus-
kunft wird dem Beschwer-
deführer zur Stellungnahme
mitgeteilt;

b) der Hohen Vertragspartei,
gegen die sich die Be-
schwerde richtet, von der
Beschwerde Kenntnis geben
und sie auffordern,

i) gegenüber der Kommis-
sion zur Beschwerde
schriftlich Stellung zu
nehmen,

ii) gegebenenfalls auf die
Frage zu antworten, ob
die Beschwerde von
einer Kammer oder vom
Plenum der Kommission
geprüft werden soll.

Die Stellungnahme wird
dem Beschwerdeführer mit-
geteilt; dieser kann darauf
schriftlich erwidern.

Artikel 49

(1) Das Plenum der Kommis-
sion entscheidet, ob die Be-
schwerde einer Kammer zugewie-
sen und welche Kammer mit dem
Fall befaßt wird.
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(2) Die Mitglieder der Kom-
mission werden von den Entschei-
dungen der Kammern unterrich-
tet.

Artikel 50

Vor einer Entscheidung über
die Zulässigkeit der Beschwerde
kann die Kommission die Parteien
auffordern,

a) schriftlich weitere Stellung-
nahmen abzugeben;

b) in einer mündlichen Ver-
handlung weitere Stellung-
nahmen zu Fragen der Zu-
lässigkeit und, wenn die
Kommission so entscheidet,
gleichzeitig zur Begründet-
heit der Beschwerde abzu-
geben.

Artikel 51

Die Fristen für die Erteilung
von Auskünften und die Abgabe
von Stellungnahmen nach Arti-
kel 47 Absatz 2 werden vom Be-
richterstatter, die Fristen für Aus-
künfte, Stellungnahmen und Äu-
ßerungen nach Artikel 48 Ab-
satz 2 und Artikel 50 von der
Kommission festgesetzt.

Artikel 52

(1) Der Sekretär teilt die
Entscheidung der Kommission
dem Beschwerdeführer und der
betroffenen Hohen Vertragspar-
tei mit. Jedoch wird in dem in
Artikel 48 Absatz 1 vorgesehenen
Fall sowie in dem Fall, daß
lediglich vom Beschwerdeführer
Auskunft eingeholt worden ist,
die Entscheidung der betroffenen
Hohen Vertragspartei nur mitge-
teilt, wenn sie dies beantragt und
die Kommission nichts anderes
beschlossen hat.

(2) Die Entscheidung der Kom-
mission ist gleichzeitig oder später
zu begründen. In ihr ist anzuge-
ben, ob sie einstimmig oder durch
Mehrheitsbeschluß getroffen
wurde.
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KAPITEL V

VERFAHREN NACH ZULAS-
SUNG EINER BESCHWERDE

Artikel 53

(1) Nach der Entscheidung, die
Beschwerde zuzulassen, bestimmt
die Kommission das weitere Ver-
fahren

a) für die Prüfung der Be-
schwerde nach Artikel 28
Absatz 1 lit. a der Konven-
tion;

b) im Hinblick auf die Erzie-
lung einer gütlichen Rege-
lung nach Artikel 28 Ab-
satz 1 lit. b der Konvention.

(2) Zur Erfüllung ihrer Aufga-
ben nach Artikel 28 Absatz 1 lit. a
der Konvention kann die Kom-
mission die Parteien auffordern,
weitere Beweismittel anzubieten
und weitere Stellungnahmen ab-
zugeben.

(3) Die Kommission entschei-
det von Fall zu Fall, ob Stellung-
nahmen schriftlich oder in einer
mündlichen Verhandlung abgege-
ben werden sollen.

(4) Der Präsident setzt die
Fristen fest, innerhalb deren die
Parteien ihre Beweismittel anzu-
bieten und schriftliche Stellung-
nahmen abzugeben haben.

Artikel 54

(1) Die Kommission bestellt
eines oder mehrere ihrer Mitglie-
der zum Berichterstatter.

(2) Der Berichterstatter kann in
jedem Stadium der Prüfung einer
nach Artikel 25 der Konvention
eingelegten Beschwerde die Par-
teien auffordern, schriftlich wei-
tere Beweismittel anzubieten und
ergänzende Stellungnahmen ab-
zugeben.

(3) Der Berichterstatter verfaßt
a) jede Aufzeichnung, die für

die Prüfung der Sache durch
die Kommission für erfor-
derlich gehalten wird;
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b) einen Entwurf des in Arti-
kel 57, 60 oder 62 jeweils
vorgesehenen Berichts.

Artikel 55

Die Kommission kann, wenn
sie dies für angebracht hält,
beraten, um sich in der Sache eine
vorläufige Meinung zu bilden.

Artikel 56

Entscheidet die Kommission,
eine Beschwerde auf Grund des
Artikels 29 der Konvention zu-
rückzuweisen, so hat sie ihre
Entscheidung zu begründen. Der
Sekretär teilt den Parteien die
Entscheidung mit.

KAPITEL VI

BERICHT DER KOMMIS-
SION

Artikel 57

(1) Der in Artikel 28 Absatz 2
der Konvention vorgesehene Be-
richt enthält

a) die Bezeichnung der Par-
teien sowie ihrer Vertreter
und Berater;

b) eine Darstellung des Sach-
verhalts;

c) die erzielte Lösung.

(2) Der Bericht enthält auch die
Namen des Präsidenten und der
mitwirkenden Mitglieder. Er wird
von dem Präsidenten und dem
Sekretär unterzeichnet.

(3) Der Bericht wird der
betroffenen Hohen Vertragspar-
tei, dem Ministerkomitee des
Europarats sowie dem Generalse-
kretär des Europarats zur Veröf-
fentlichung übersandt. Der Be-
richt wird auch dem Beschwerde-
führer übersandt.

Artikel 58

(1) Stellt die Kommission fest,
daß eine gütliche Regelung im
Sinne des Artikels 28 Absatz 1
lit. b der Konvention nicht zu
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erreichen ist, so berät sie einen
vom Berichterstatter angefertig-
ten Berichtsentwurf, der auf der
vorläufigen Meinung der Kom-
mission auf Grund ihrer Beratung
nach Artikel 55 beruht.

(2) War die Kommission bei
ihrer vorläufigen Meinungsbil-
dung geteilter Auffassung, so gibt
der Berichtsentwurf die verschie-
denen Auffassungen wieder, wenn
die Kommission dies beschließt.

Artikel 59

(1) Bei Beratung des in Arti-
kel 58 vorgesehenen Berichtsent-
wurfs nimmt die Kommission
zuerst den Teil des Berichts an, in
dem sie den Sachverhalt feststellt.

(2) Danach berät die Kommis-
sion und stimmt darüber ab, ob
sich aus den festgestellten Tatsa-
chen ergibt, daß der betroffene
Staat die ihm nach der Konven-
tion obliegenden Verpflichtungen
verletzt hat.

(3) Nur diejenigen Mitglieder,
die an der in diesem Artikel
vorgesehenen Beratung und Ab-
stimmung teilgenommen haben,
sind berechtigt, ihre abweichende
Meinung im Bericht zum Aus-
druck zu bringen.

Artikel 60
(1) Der in Artikel 31 der

Konvention vorgesehene Bericht
enthält

a) die Bezeichnung der Par-
teien sowie ihrer Vertreter
und Berater;

b) eine Darstellung des Ver-
laufs des Verfahrens vor der
Kommission;

c) eine Darstellung der festge-
stellten Tatsachen;

d) die für zulässig erklärten
Beschwerdegründe;

e) die Meinung der Kommis-
sion — unter Angabe der
Anzahl der Mitglieder, wel-
che die Mehrheit gebildet
haben — zu der Frage, ob
sich aus den festgestellten
Tatsachen ergibt, daß der
betroffene Staat die ihm
nach der Konvention oblie-
genden Verpflichtungen
verletzt hat;



1890 147. Stück — Ausgegeben am 30. Juli 1991 — Nr. 400

f) die Gründe, auf die diese
Meinung gestützt wird;

g) abweichende Meinungen
von Mitgliedern der Kom-
mission.

(2) Der Bericht enthält die
Namen des Präsidenten und der
Mitglieder, die an der Beratung
und Abstimmung nach Artikel 59
Absatz 2 teilgenommen haben. Er
wird von dem Präsidenten und
dem Sekretär unterzeichnet.

(3) Er wird dem Ministerko-
mitee und der betroffenen Hohen
Vertragspartei zusammen mit et-
waigen Vorschlägen nach Arti-
kel 31 Absatz 3 der Konvention
übersandt.

Artikel 61

(1) Nach Annahme des gemäß
Artikel 31 der Konvention verfaß-
ten Berichts entscheidet das Ple-
num der Kommission, ob es die
Rechtssache nach Artikel 48 lit. a
der Konvention dem Europäi-
schen Gerichtshof für Menschen-
rechte vorlegt.

(2) Entscheidet die Kommis-
sion, die Sache dem Gerichtshof
vorzulegen, so reicht sie ihren
Antrag innerhalb von drei Mona-
ten nach Übermittlung ihres Be-
richts an das Ministerkomitee bei
der Kanzlei des Gerichtshofs ein.
Sie unterrichtet das Ministerko-
mitee und die Parteien von ihrer
Entscheidung.

(3) Entscheidet die Kommis-
sion, die Sache dem Gerichtshof
nicht vorzulegen, so unterrichtet
sie davon den Gerichtshof, das
Ministerkomitee und die Parteien.

Artikel 62

(1) Der in Artikel 30 Absatz 2
der Konvention vorgesehene Be-
richt enthält

a) die Bezeichnung der Par-
teien sowie ihrer Vertreter
und Berater;

b) eine Darstellung des Sach-
verhalts;
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c) eine kurze Darstellung des
Verfahrens;

d) die mit Gründen versehene
Entscheidung über die Strei-
chung im Register.

(2) Der Bericht enthält die
Namen des Präsidenten und der
Mitglieder, die an der Entschei-
dung über die Streichung im
Register teilgenommen haben. Er
wird vom Präsidenten und vom
Sekretär unterzeichnet.

(3) Er wird dem Ministerko-
mitee des Europarats zur Kennt-
nisnahme sowie den Parteien
mitgeteilt. Die Kommission kann
den Bericht veröffentlichen.

TITEL IV

BEZIEHUNGEN DER KOM-
MISSION ZUM GERICHTS-

HOF

Artikel 63

(1) Die Kommission unterstützt
den Europäischen Gerichtshof für
Menschenrechte in allen bei ihm
anhängigen Rechtssachen. Wird
eine Sache dem Gerichtshof zuge-
wiesen, so beauftragt die Kom-
mission in einer Plenarsitzung
eines oder mehrere ihrer Mitglie-
der, an der Erörterung der Sache
vor dem Gerichtshof als Vertreter
teilzunehmen. Diese Vertreter
können sich von jeder durch die
Kommission bestimmten Person
unterstützen lassen. Bei der Erfül-
lung ihrer Aufgaben sind sie an
die Weisungen gebunden, die
ihnen die Kommission erteilen
kann.

(2) Bis zur Bestellung der
Vertreter kann sich der Präsident,
falls er vom Gerichtshof um
Stellungnahme ersucht wird, über
das weitere Verfahren des Ge-
richtshofs äußern.

Artikel 64

(1) Entscheidet die Kommis-
sion nach Artikel 48 lit. a der
Konvention, eine Rechtssache
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dem Gerichtshof vorzulegen, so
stellt sie einen Antrag; dieser
enthält insbesondere

a) die Bezeichnung der Par-
teien in dem vor ihr durch-
geführten Verfahren;

b) den Tag der Annahme ihres
Berichts;

c) den Tag, an dem dieser
Bericht dem Ministerko-
mitee übermittelt worden
ist;

d) den Gegenstand des An-
trags;

e) die Namen und Adressen
der Vertreter der Kommis-
sion.

(2) Der Sekretär der Kommis-
sion übermittelt der Kanzlei des
Gerichtshofs vierzig Ausfertigun-
gen des in Absatz 1 vorgesehenen
Antrags.

Artikel 65

Ruft eine Hohe Vertragspartei
nach Artikel 48 lit. b, c oder d der
Konvention den Gerichtshof an,
so übermittelt der Sekretär der
Kommission der Kanzlei des
Gerichtshofs so bald wie möglich

a) die Namen und Adressen
der Vertreter der Kommis-
sion;

b) alle anderen Auskünfte, de-
ren Erteilung die Kommis-
sion für angebracht hält.

Artikel 66

Sobald der in Artikel 64 Ab-
satz 2 dieser Verfahrensordnung
vorgesehene Antrag übermittelt
worden oder eine Mitteilung nach
Artikel 33 Absatz 1 lit. c der Ver-
fahrensordnung des Gerichtshofs
eingegangen ist, reicht der Sekre-
tär der Kommission bei der
Kanzlei des Gerichtshofs eine
ausreichende Anzahl von Ausfer-
tigungen des Berichts der Kom-
mission ein.

Artikel 67

Die Kommission übermittelt
dem Gerichtshof auf sein Ersu-
chen sämtliche die Rechtssache
betreffenden Schriftsätze, Beweis-
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stücke, Urkunden und Auskünfte
mit Ausnahme der Schriftstücke,
die den Versuch einer gütlichen
Regelung nach Artikel 28 Ab-
satz 1 lit. b der Konvention be-
treffen; für die Übermittlung
dieser Schriftstücke bedarf es in
jedem Fall einer Entscheidung der
Kommission.

SCHLUSSTITEL

Artikel 68

(1) Änderungen dieser Verfah-
rensordnung können auf Vor-
schlag eines Mitglieds auf einer
Tagung der Kommission von der
Mehrheit ihrer Mitglieder ange-
nommen werden, wenn der Vor-
schlag vorher eingereicht wurde.
Der Anderungsvorschlag muß
dem Sekretär mindestens einen
Monat vor der Tagung, auf der er
beraten werden soll, schriftlich
zugeleitet werden. Nach Eingang
eines solchen Vorschlags bringt
ihn der Sekretär so bald wie
möglich allen Mitgliedern der
Kommission zur Kenntnis.

(2) Die Anwendung jeder Be-
stimmung kann auf einen ohne
Vorankündigung eingebrachten
Vorschlag eines Mitglieds hin
ausgesetzt werden, wenn die
Kommission dies einstimmig be-
schließt. Die Aussetzung wirkt in
diesem Fall nur für den besonde-
ren Zweck, für den sie vorgeschla-
gen worden ist.

ZUSATZ ZUR VERFAHRENS-
ORDNUNG

VERFAHRENSHILFE

Artikel 1

Die Kommission kann auf
Antrag eines Beschwerdeführers,
der eine Individualbeschwerde
nach Artikel 25 der Konvention
eingelegt hat, oder von Amts
wegen diesem Beschwerdeführer
in bezug auf die Vertretung seiner
Sache Verfahrenshilfe bewilligen,

a) nachdem eine schriftliche
Stellungnahme der betroffe-
nen Hohen Vertragspartei
zur Frage der Zulässigkeit
der Beschwerde nach Arti-
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kel 48 Absatz 2 lit. b der
Verfahrensordnung einge-
gangen oder nachdem die
Frist für die Einreichung der
Stellungnahme abgelaufen
ist oder

b) nachdem die Beschwerde
für zulässig erklärt worden
ist.

Artikel 2

Verfahrenshilfe wird nur bewil-
ligt, wenn die Kommission fest-
stellt,

a) daß es für die ordnungsmä-
ßige Erfüllung der Aufgaben
der Kommission wesentlich
ist;

b) daß der Beschwerdeführer
keine ausreichenden finan-
ziellen Mittel hat, um die
erforderlichen Kosten ganz
oder teilweise aufzubringen.

Artikel 3

(1) Um zu entscheiden, ob der
Beschwerdeführer ausreichende
finanzielle Mittel hat, um die
erforderlichen Kosten ganz oder
teilweise aufzubringen, fordert
die Kommission ihn auf, das
Formular einer Erklärung über
sein Einkommen, sein Kapitalver-
mögen, seine finanziellen Ver-
pflichtungen gegenüber Unter-
haltsberechtigten sowie über alle
sonstigen finanziellen Verpflich-
tungen auszufüllen. Eine solche
Erklärung muß von der oder den
zuständigen innerstaatlichen Be-
hörden bestätigt sein.

(2) Vor Bewilligung der Ver-
fahrenshilfe fordert die Kommis-
sion die betroffene Hohe Ver-
tragspartei zu einer schriftlichen
Stellungnahme auf.

(3) Nach Eingang der in den
Absätzen 1 und 2 genannten Un-
terlagen entscheidet die Kommis-
sion über die Bewilligung oder
Ablehnung der Verfahrenshilfe
und unterrichtet die Parteien von
der Entscheidung.

(4) Der Präsident bestimmt die
Fristen, innerhalb deren die Par-
teien die in diesem Artikel ge-
nannten Unterlagen einzureichen
haben.
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Artikel 4

(1) Honorare dürfen nur einem
Rechtsanwalt, einem Professor
der Rechte oder einer anderen
juristisch qualifizierten Person mit
ähnlichem Status gezahlt werden.
Gegebenenfalls können auch
mehr als einem der vorstehend
bezeichneten Juristen Honorare
gezahlt werden.

(2) Die Verfahrenshilfe kann
außer dem Honorar für die
Juristen auch die Fahrt- und
Aufenthaltskosten sowie andere
notwendige Barauslagen umfas-
sen, die dem Beschwerdeführer
oder dem für ihn bestellten
Juristen entstehen.

Artikel 5

(1) Nach Bewilligung der Ver-
fahrenshilfe durch die Kommis-
sion setzt der Sekretär im Einver-
nehmen mit dem bestellten Juri-
sten die Höhe des Honorars fest.

(2) Der Sekretär unterrichtet
den Generalsekretär des Europa-
rats so bald wie möglich von der
auf diese Weise festgesetzten
Höhe des Honorars.

Artikel 6

Die Kommission kann die Be-
willigung der Verfahrenshilfe für
einen Beschwerdeführer jederzeit
ganz oder teilweise widerrufen,
wenn sie feststellt, daß die in
Artikel 2 festgelegten Vorausset-
zungen nicht mehr erfüllt sind; sie
setzt die Parteien davon umge-
hend in Kenntnis.

Artikel 7

In dringlichen Fällen kann,
wenn die Kommission nicht tagt,
der Präsident oder einer der
Vizepräsidenten die der Kommis-
sion nach diesem Zusatz zuste-
henden Befugnisse ausüben. So-
bald die Kommission wieder tagt,
berichtet ihr der Präsident oder
der betreffende Vizepräsident
über die von ihm getroffenen
Maßnahmen.

Vranitzky
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